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hat die Schiedsstelle des Landes Mecklenburg-Vorpommern nach § 78g SGB VIII 
aufgrund der mündlichen Verhandlung vom 05. Juni 2013 beschlossen: 

Der Antrag der Antragstellerin, Personalkosten für die Beschäftigung eines 
Teilnehmersam Bundesfreiwilligendienst und zwei im Freiwilligen Sozialen Jahr 
Dienst leistende Personen (Position 1.2 der Entgeltberechnung) in Höhe von 
insgesamt 18.072,00 Euro - abzüglich der Erstattungen für die Förderung in 
Höhe von insgesamt 6.384,00 Euro (Position 8.1 der Entgeltberechnung)- im 
Entgelt zu berücksichtigen, wird zurückgewiesen. 

Aufgrund der mündlichen Verhandlung vom 20. Mai 2016 hat die Schiedsstelle be­
schlossen: 

1. Die Zentralverwaltungskosten der Einrichtung werden in Höhe von 6,3 % der 
gesamten Personalkosten der Einrichtung festgesetzt. 

2. Die Laufzeitwird vom 08.10.2012 bis zum 31.08.2013 festgesetzt. 

3. Die Parteien tragen die Gebühren des Verfahrens jeweils zur Hälfte. 

4. Die sofortige Vollziehung der Entscheidung wird angeordnet. 

5. Im Übrigen werden die Anträge abgewiesen. 

I. Tatbestand 

Die Antragstellerin ist Träger der Kindertagesstätte  
 Die Einrichtung verfügt über eine Betriebserlaubnis vom  

 für insgesamt  Plätze, von denen  Plätze auf den Krippenbereich,  
Plätze auf den Kindergarten und  Plätze auf den Hort entfallen. 

Die Antragstellerin forderte die Antragsgegnerin mit Schreiben vom 09. August 2012, 
eingegangen am 10. August 2012, zu Verhandlungen zum Abschluss einerneuen 
Leistungs-, Qualitätsentwicklungs- und Entgeltvereinbarung für die Einrichtung auf 
und übersandte Verhandlungsunterlagen. Die jeweils ab dem 01. September 2012 
geforderten Entgelte beliefen sich pro Ganztagsplatz und Monat auf 738,35 Euro im 
Bereich Krippe, 386,82 Euro im Kindergarten und 239,58 Euro im Hort. 
Die Parteien verhandelten am 17. August 2012 zur Leistung und zum Entgelt. Es er­
folgte eine Einigung zu den meisten Positionen. Hinsichtlich der Berücksichtigung 
von zwei Dienst Leistenden im Freiwilligen Sozialen Jahr und eines Teilnehmersam 
Bundesfreiwilligendienst in der Leistungs- Qualitätsentwicklungs- und Entgeltverein­
barung sowie der Kosten der Zentralverwaltung konnte jedoch keine Übereinstim­
mung erzielt werden. Für die Zentralverwaltung belief sich die Forderung der Antrag­
stellerin auf 11 % der Personalkosten des pädagogischen Personals der Einrichtung, 
während die Antragsgegnerin lediglich ein Angebot in Höhe von 5 % der Personal­
kosten des pädagogischen Personals unterbreitete. 
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Mit Antrag vom 27. September 2012, eingegangen am 08. Oktober 2012, hat die 
Antragstellerin die Schiedsstelle angerufen . Nach Einreichung verschiedener nach­
geforderter Unterlagen ist der Antrag am 21. Dezember 2012 der Antragsgegnerin 
mit der Bitte um Stellungnahme übersandt worden. Nach dem Austausch weiterer 
Schriftsätze, für die beiden Parteien eine Fristverlängerung gewährt worden ist, und 
der Verschiebung des zunächst für den 24. April 2013 vorgesehenen Verhandlungs­
termins auf Antrag der Antragstellerin hat die Schiedsstelle zunächst am 05. Juni 
2013 in Anwesenheit der Parteien zur Sache verhandelt. 
Mit Zustimmung der Parteien hat sie folgenden Beweisbeschluss getroffen: 

Die Schiedsstelle beauftragt einen Sachverständigen, die Kostenkalkulation des 
Antragstellers bezüglich der Verwaltungskostenpauschale unter Hinzuziehung 
weiterer notwendiger Unterlagen zu prüfen und festzustellen, ob der beantragte 
Prozentsatz in Höhe von 11,07 % der Personalkosten des pädagogischen Per­
sonals angemessen ist bzw. einen angemessenen Prozentsatz zu empfehlen. 

Die zeitnahe Beauftragung eines Sachverständigen hat sich aufgrund der verzöger­
ten Neukonstituierung der Schiedsstelle für die neue Amtsperiode und offener 
Rechtsfragen im Vorfeld nicht realisieren lassen. Auf der Grundlage der Auswahl des 
Sachverständigen durch die Schiedsstelle am 25. April 2014 ist am 12. August 2014 
ein Sachverständigengutachten in Auftrag gegeben worden, das die Schiedsstelle 
jedoch trotz Mahnung unter Setzung einer Nachfrist vom 19. März 2015 nicht erhal­
ten hat. Aus diesem Grund ist der Gutachtervertrag mit Schreiben vom 08. Mai 2015 
seitens der Schiedsstelle gekündigt worden. Am 28. Juli 2015 hat die Schiedsstelle 

 beauftragt, zu prüfen, inwie­
weit die vom Einrichtungsträger ermittelte Verwaltungskostenpauschale (ca. 11 % 
der Personalkosten für pädagogisches Personal) angemessen ist und ggf. einen an­
gemessenen Prozentsatz zu empfehlen. Das Gutachten vom 16. Oktober 2015 ist 
am selben Tag bei der Schiedsstelle eingegangen. Auf der Grundlage des Vergleichs 
von zwei Benchmarks wird darin eine relative Verwaltungskostenpauschale zwischen 
9 % und 1 0 % der Personalaufwendungen für pädagogisches Personal empfohlen. 
Die Schiedsstelle hat am 14. Dezember 2015 insgesamt elf Nachfragen zum Gutach­
ten an  gerichtet, in die auch die Fragen Eingang gefunden 
haben, um deren Klärung die Antragsgegnerin mit Schriftsatz vom 12. November 
2015 gebeten hatte. Mit Schreiben vom 14. Januar 2016 hat  der 
Schiedsstelle Antworten zu den Fragen zukommen lassen. 
Ein zunächst für den 15. Januar 2016 angesetzter Verhandlungstermin ist auf Antrag 
der Antragsgegnerin vom 11. Januar 2016 verschoben worden. Die Schiedsstelle hat 
erneut am 29. Februar 2016 in Anwesenheit der Parteien verhandelt. Im Rahmen der 
Verhandlung hat der Sachverständige  
das Gutachten erläutert und dabei ausgeführt, dass die in das Benchmarking einbe­
zogenen insgesamt 65 Kindertageseinrichtungen aus nördlichen Bundesländern zwei 
mit der Antragstellerin vergleichbaren Trägern angehörten. Als Abschlussprüfer die­
ser Träger habe er Zugang zu den entsprechenden Daten. Zu den konkreten Bun­
desländern könne aus datenschutzrechtlichen Gründen keine Angaben gemacht 
werden. Es sei weder die Wirtschaftlichkeit der Verwaltungskosten des Antragstellers 
noch der beiden in das Benchmarking einbezogenen Träger im Rahmen des Gutach­
tens geprüft worden. Die unterschiedlich hohen Werte der beiden Träger (7,02% und 
12,38 % der Personalkosten des pädagogischen Personals) seien auf die Strukturen 
der Träger zurückzuführen. Der Träger, auf den der höhere Wert entfalle, komme mit 
relativ wenig pädagogischem Personal aus. 
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Die Schiedsstelle hat die Antragsgegnerin aufgefordert, innerhalb einer Frist bis zum 
13. April 2016 substantiiert vorzutragen, welche Kostenpositionen innerhalb der Be­
rechnung der Antragstellerin zu den geltend gemachten Zentralverwaltungskosten 
als unangemessen erachtet werden. Auf Antrag der Antragsgegnerin vom 13. April 
2016 ist die Frist bis zum 25. April 2016 verlängert worden. 

Die Schiedsstelle hat ein weiteres Mal am 20. Mai 2016 in Anwesenheit der Parteien 
verhandelt. 

Die Antragstellerin trägt vor, von den Teilnehmern am Freiwilligen Sozialen Jahr und 
am Bundesfreiwilligendienst würden sowohl Hausmeistertätigkeiten als auch päda­
gogische Tätigkeiten ausgeführt. Sie böten in der Einrichtung eine sehr gute Unter­
stützung. 
Der Einsatz der Teilnehmer sei nicht erforderlich, um die Betriebsfähigkeit der Ein­
richtung aufrecht zu erhalten. Es könne nicht erwartet werden erwarten, dass mit 
jungen Leuten, die gerade die Schule beendet hätten, die Leistung einer Kinderta­
geseinrichtung zu steigern wäre. Dies sei auch nicht der Sinn des Freiwilligen Sozia­
len Jahrs und des Bundesfreiwilligendienstes. Die Teilnehmer seien nicht dazu da, 
um eine erforderliche Leistung zu erbringen oder deren Qualität zu steigern, sondern 
das Ziel sei unter anderem, junge Menschen für die Ausbildung zur Fachkraft zu be­
geistern. Es werde damit ein Dienst für die Gesellschaft erbracht. Der Gesetzgeber 
fordere in diesem Zusammenhang ihren Einsatz auch in Kindertageseinrichtungen. 
Die hieraus entstehenden Kosten könne die Antragstellerin nicht leisten. Sie müssten 
im Entgelt Berücksichtigung finden und damit von der Antragsgegnerin gezahlt wer­
den. Würde die ablehnende Haltung der Antragsgegnerin sich durchsetzen, werde es 
im SGB VIII-Bereich bald keine Teilnehmer am Freiwilligen Sozialen Jahr und am 
Bundesfreiwilligendienst mehr geben. 

Die von der Antragsgegnerin angebotene Verwaltungskostenpauschale von 5 % der 
Personalkosten des pädagogischen Personals sei nicht auskömmlich. Es werde ein 
viel höherer Prozentsatz benötigt. Die Kosten für die Verwaltung seien gestiegen. 
Die 5 % seien auch allein wegen der Inflation nicht mehr zeitgemäß. Das KGSt­
Gutachten gehe betreffend Einrichtungen der öffentlichen Hand sogar von Kosten 
zwischen 10 % und 20 % aus. Man könne sich nicht allein darauf berufen, dass man 
etwas schon immer so gehandhabt habe. Gewünscht werde eine Verhandlung, in der 
die Antragsgegnerin nicht nur ihre vorgefestigten Positionen vertrete und davon nicht 
abweiche. Die Antragstellerin habe plausibel mit Zahlendaten nachgewiesen, dass 
bei ihr höhere Zentralverwaltungskosten anfielen. Die von ihr vorgelegten Daten sei­
en ausreichend gewesen, um der Antragsgegnerin zu ermöglichen, die von ihr ver­
langten Verwaltungskosten nachzuvollziehen. Die Kosten der Zentralverwaltung, der 
Wirtschaftsprüfung und des Mitgliedsbeitrags in die Obergliederung des Trägers 
würden im Verhältnis der Personalkosten der jeweiligen Einrichtung zu den Perso­
nalkosten aller von ihr getragenen Einrichtungen umgelegt. Seitens der Antragsgeg­
nerin sei nicht eine einzige Kostenposition substantiiert bestritten worden. Es sei im 
Ergebnis eine Beweislastentscheidung zugunsten der Antragstellerin zu treffen. 
Der von der Antragsgegnerin durchgeführte externe Vergleich mit den ansonsten in 
ihrem Zuständigkeitsbereich vereinbarten Verwaltungskostenpauschalen sei so nicht 
tragfähig . Es werde lediglich ein Teilaspekt des Entgeltes herausgegriffen und vergli­
chen . Soweit ein externer Vergleich von der Rechtsprechung vorgenommen werde, 
betrachte dieser jedoch das gesamte Entgelt. Einzelpositionen seien dabei irrelevant. 
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Beim Vergleich des gesamten Entgelts habe die Einrichtung 2011 auf Platz 35 von 
77 gelegen, mithin genau in der Mitte. 
Es sei sehr unwahrscheinlich, dass sämtliche Träger ungeachtet der Anzahl ihrer 
Einrichtungen auf Verwaltungskosten in Höhe von genau 5 % der Personalkosten 
des pädagogischen Personals kämen. Es sei vielmehr so, dass manchen Trägern 
bewusst sei, dass der Wert nicht ausreiche, sie akzeptierten jedoch die 5 %, um ein 
Schiedsstellenverfahren zu vermeiden. 

Durch die lange Dauer des Verfahrens drohe im Fall einer Klage gegen die Schieds­
stellenentscheidung die Verjährung eines Teils der Ansprüche auf Elternbeiträge. Es 
sei daher die sofortige Vollziehung des Schiedsspruchs erforderlich. 

Die Antragstellerin beantragt, 

1. für die Laufzeit vom 01.09.2012 bis 31.08.2013 die monatlichen Entgelte für 
die Einrichtung in folgender Höhe festzusetzen: 

738,34 Euro Ganztagsplatz Krippe, 

513,27 Euro Teilzeitplatz Krippe, 

400,72 Euro Halbtagsplatz Krippe, 

386,80 Euro Ganztagsplatz Kindergarten, 

284,46 Euro Teilzeitplatz Kindergarten , 

233,27 Euro Halbtagsplatz Kindergarten, 

239,56 Euro Ganztagsplatz Hort und 

194,92 Euro Teilzeitplatz Hort, 

2. hilfsweise eine Verwaltungskostenpauschale in Höhe von 11.07% der Per­
sonalkosten des pädagogischen Personals, d.h. € 106.131,69 (Position 3.2 
der Entgeltberechnung) festzusetzen, 

3. die Gebühren des Verfahrens der Antragsgegnerin aufzulegen und 

4. die sofortige Vollziehung des Schiedsspruchs anzuordnen. 

Die Antragsgegnerin beantragt, 

1. die Kosten für die Zentralverwaltung in Bezug auf die Kita  auf 
6% des pädagogischen Fachpersonals festzusetzen , 

2. die Gebühren des Verfahrens der Antragstellerin aufzulegen und 
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3. den Antrag auf Anordnung der sofortigen Vollziehung abzuweisen. 

Die Antragsgegnerin trägt vor, die Kosten für Teilnehmer am Freiwilligen Sozialen 
Jahr und am Bundesfreiwilligendienst könnten nicht im Entgelt berücksichtigt werden . 
Es gehe hier nicht um die politische Wertigkeit der beiden Dienste. Sie verhandele 
stets die Leistungsparameter, die für die Erbringung der vereinbarten Leistung in der 
jeweiligen Einrichtung notwendig seien. Für den Einsatz der Teilnehmer am Freiwilli­
gen Sozialen Jahr und am Bundesfreiwilligendienst treffe dies jedoch nicht zu. Die 
Einrichtung habe eine sehr gute und über dem gesetzlichen Personalschlüssel lie­
gende personelle Ausstattung. Es seien darüber hinaus Assistenzkräfte für das bilin­
guale Konzept und eine Hausmeisterstelle vorhanden. Dies sei mehr als üblich. 
Damit sei die Einrichtung personell voll ausgestattet. 
Bereits vor Abschluss der aktuell gültigen Vereinbarung im Jahr , die ohne de­
taillierte Aufschlüsselung einzelner Kostenpositionen zustande gekommen sei, habe 
sie ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die Kosten der Teilnehmer am Freiwilligen 
Sozialen Jahr und am Bundesfreiwilligendienst nicht Bestandteil des Entgelts wür­
den. Zu beachten sei zudem, dass nach § 17 Abs. 2 KiföG M-V eine nicht refinan­
zierbare Beteiligung des Trägers an der Einrichtung möglich sei. 

Hinsichtlich der Zentralverwaltungskosten seien 5 % der Personalkosten des päda­
gogischen Personals die nach einem externen Vergleich gängige Pauschale, wie 
sich aus der von ihr als Anlage fünf zum Schriftsatz vom 19. Februar 2013 einge­
reichten Auflistung der vereinbarten Verwaltungskosten in ihrem Zuständigkeitsbe­
reich ergebe. Die anderen Einrichtungsträger kämen mit diesem Wert aus, in einigen 
Fällen seien sogar Werte unter 5 %vereinbart worden. Die wenigen Vereinbarungen, 
in denen ein Wert von mehr als 5 % zum Tragen gekommen sei, seien schon vor 
langer Zeit geschlossen worden. Das Zustandekommen dieser Werte könne ange­
sichts dessen nicht erläutert werden. Seit mehreren Jahren jedoch seien 5 % der 
höchste vereinbarte Wert. Eine Darstellung der Antragswerte der Zentralverwal­
tungskosten von anderen Trägern liege nicht vor. Diese Position werde von den 
meisten Trägern in der Verhandlung gar nicht diskutiert. Wenn vereinzelt ein Träger 
einen höheren Wert verlange, werde dies stets energisch abgelehnt. 
Der Tatsache, dass die Verwaltungskosten gestiegen seien, werde hinreichend 
dadurch Rechnung getragen, dass die Personalkosten, auf deren Grundlage die 
Verwaltungskostenpauschale ermittelt werde, auch regelmäßig anstiegen. 

Die Überprüfung der von der Antragstellerin geltend gemachten Zentralverwaltungs­
kasten sei ihr auf der Grundlage der vorgelegten Nachweise nicht möglich. Hierfür 
hätten Angaben zu sämtlichen Leistungsangeboten der Antragstellerin vorgelegt 
werden müssen, wastrotzausdrücklicher Aufforderung nicht erfolgt sei. Es sei davon 
auszugehen, dass die Antragstellerin für andere Leistungsangebote Fördermittel für 
ihre Zentralverwaltung beziehe, für die feste Sätze vorgegeben seien und die somit 
nicht nach dem von der Antragstellerin benannten Verteilungsschlüssel umgelegt 
werden könnten. Erforderlich wäre darüber hinaus auch die Vorlage eines Stellen­
plans gewesen. 
Eine Pauschale von 5 % der Personalkosten des pädagogischen Personals sei plau­
sibel. Die konkret anfallenden Verwaltungskosten im Einzelnen zu berechnen, habe 
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mit einer Pauschale nichts mehr zu tun. Sie sei jedoch bereit, der Antragstellerin eine 
Pauschale von 6% der Personalkosten des pädagogischen Personals anzubieten. 

Die Anordnung der sofortigen Vollziehung des Schiedsspruchs sei nicht erforderlich, 
da die Festsetzung durch die Schiedsstelle ohnehin rückwirkend erfolgen könne. 

Beide Parteien haben einen Vergleich abgelehnt. 

Hinsichtlich des weiteren Sach- und Streitstandes wird auf die Schriftsätze der Par­
teien sowie deren Anlagen und auf das schriftliche Sachverständigengutachten 
sowie die Ausführungen des Sachverständigen im Schreiben vom 14. Januar 2016 
verwiesen. 

II. Begründung 

Der Antrag der Antragstellerin ist gemäß § 16 Abs. 3 des Gesetzes zur Förderung 
von Kindern in Kindertageseinrichtungen und in Kindertagespflege für Mecklenburg­
Vorpommern (Kindertagesförderungsgesetz - KiföG M-V) in Verbindung mit § 78g 
Abs. 2 Satz 1 SGB VIII zulässig. Die Schiedsstelle ist nach § 16 Abs. 3 KiföG M-V 
i. V. m. § 78g SGB VIII zuständig. Nach§ 78g Abs. 2 Satz 1 SGB VIII entscheidet die 
Schiedsstelle unverzüglich auf Antrag einer Partei über die Gegenstände, über die 
keine Einigung erzielt werden konnte, wenn eine Vereinbarung nach § 78b SGB VIII 
innerhalb von sechs Wochen nicht zustande kommt, nachdem eine Partei die andere 
schriftlich zu Verhandlungen aufgefordert hat. Dies ist hier gegeben. Die Antragstelle­
rin hat die Antragsgegnerin mit Schreiben vom 09. August 2012, eingegangen am 
10. August 2012, zu Verhandlungen aufgefordert. Die Antragstellerin hat den Antrag 
an die Schiedsstelle am 08. Oktober 2012 gestellt und damit nach Ablauf von sechs 
Wochen. 

Der Antrag der Antragstellerin ist jedoch nur teilweise begründet. 

Ein Anspruch der Antragstellerin auf Berücksichtigung der Kosten der Teilnehmer am 
Freiwilligen Sozialen Jahr und am Bundesfreiwilligendienst ist nicht gegeben. 
Nach § 78b SGB VIII sind vom Träger der öffentlichen Jugendhilfe Leistungs-, Ent­
gelt- und Qualitätsentwicklungsvereinbarungen mit den Trägern abzuschließen, die 
unter Berücksichtigung der Grundsätze der Leistungsfähigkeit, Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit zur Erbringung der Leistung geeignet sind. Die Entgelte müssen nach 
§ 78c Abs. 2 SGB VIII leistungsgerecht sein. Ihre Grundlage sind die in der Leis­
tungs- und Qualitätsentwicklungsvereinbarung festgelegten Leistungs- und Quali­
tätsmerkmale. Die Entgelte müssen es dem Träger ermöglichen, bei sparsamer und 
wirtschaftlicher Arbeit eine bedarfsgerechte Leistung zu erbringen (Wiesner/Wiesner 
SGB VIII 2015 § 78c Rz. 12, ausführlich: Münder in: Münder/Meysen/Trenczek 
Frankfurter Kommentar zum SGB VIII 2013 § 78b Rz. 12 bis 14). Ein irgendwie gear­
teter eigener Beitrag kann vom Leistungserbringer unter dieser Voraussetzung nicht 
erwartet werden ( Gottlieb in LPK-SGB VIII 2016 § 78c Rz. 1 0). Den Einrichtungen 
soll nach den Regelungen der§§ 78a ff. SGB VIII ein "auskömmlicher" Preis gewähr­
leistet werden. Sie sollen dementsprechend ihre Leistung nicht unterhalb ihrer Ge­
stehungskosten anbieten müssen (VG Greifswald, Beschluss vom 27. September 
2011 - 2 B 857/11 Rz. 45). Dies folgt für den Bereich der Kindertageseinrichtungen 
bereits aus§ 17 Abs. 2 KiföG M-V. Die Träger von Kindertageseinrichtungen können 

7 

Der aufgrund der mündlichen Verhandlung vom 20.05.2016 ergangene Beschluss (Ziffer 1 bis 5 des Tenors) 
ist aufgehoben durch Urteil  des VG Schwerin vom 08. Mai 2019 – 6 A 2207/17 SN.



sich danach durch nicht refinanzierbare Eigenanteile an den Kosten ihrer Einrichtun­
gen beteiligen. Eine entsprechende Verpflichtung besteht nicht. 
Auf dieser Basis kann jedoch nur die Berücksichtigung von Kostenpositionen im 
Rahmen des Entgelts beansprucht werden, die für die Erbringung der vereinbarten 
Leistung auch erforderlich sind. Der Einsatz von Personen, die im Rahmen eines 
Freiwilligen Sozialen Jahres und des Bundesfreiwilligendienstes in der Einrichtung 
tätig sind, hat nach übereinstimmender Auffassung der Parteien keinen Einfluss auf 
die erbrachte Leistung bzw. deren Qualität. Die Antragstellerin führt selbst aus, es 
könne nicht erwartet werden erwarten, dass mit jungen Leuten, die gerade die Schu­
le beendet hätten, die Leistung einer Kindertageseinrichtung zu steigern wäre und 
dies sei auch nicht der Sinn des Freiwilligen Sozialen Jahres und des Bundesfreiwil­
ligendienstes. Da die Tätigkeit der Teilnehmer somit nicht zu einer gesteigerten Leis­
tung führt, kann die Antragstellerin auch keine Steigerung des Entgelts für diese Tä­
tigkeit beanspruchen. Die Argumentation der Antragstellerin, Ziel beider Dienste sei 
unter anderem, junge Menschen für die Ausbildung zur Fachkraft zu begeistern und 
es werde ein Dienst für die Gesellschaft erbracht, ist nachvollziehbar. Derartige allen­
falls mittelbar und abstrakt auf die Qualität der Kindertagesbetreuung wirkende 
Aspekte sind aus Sicht der Schiedsstelle jedoch nicht bei der Ermittlung eines leis­
tungsgerechten Entgelts zu berücksichtigen. 

Hinsichtlich der streitigen Zentralverwaltungskosten sieht die Schiedsstelle die Forde­
rung der Antragstellerin nur teilweise als berechtigt an. 

Der Empfehlung des Sachverständigengutachtens  vom 16. 
Oktober 2015, eine Pauschale zwischen 9 % und 10 % der Personalaufwendungen 
für pädagogisches Personal festzusetzen, folgt die Schiedsstelle nicht. Die Methode, 
mit der das Gutachten erstellt worden ist, erscheint nicht tragfähig . 
Das als Grundlage für die Empfehlung durchgeführte Benchmarking vermag nicht zu 
überzeugen. Die Anzahl von zwei Trägern, zu denen Vergleiche gezogen werden, 
erscheint als deutlich zu gering, um aussagekräftige Aussagen über durchschnittliche 
Werte zu erlangen. Wie der Sachverständige selbst in der Schiedsstellenverhandlung 
vom 29. Februar 2016 ausgeführt hat, sind die erzielten Ergebnisse umso verlässli­
cher, je größer die Vergleichsgruppe ist. Angesichts dessen erscheint eine Ver­
gleichsgruppe von zwei Trägern nicht als geeignet, um verlässliche Ergebnisse zu 
erlangen. Dieser Umstand wird auch nicht dadurch ausgeglichen , dass insgesamt 65 
Kindertageseinrichtungen dieser beiden Träger in den Vergleich einbezogen werden. 
Es geht im Kern jeweils um die bei dem Träger zentral entstehenden Kosten und die­
se bleiben gleich, unabhängig davon, auf wie viele Einrichtungen sie im nächsten 
Schritt umgelegt werden. 
Hinzu kommt, dass die strukturelle Vergleichbarkeit der gewählten Träger mit der 
Antragstellerin nicht transparent dargestellt wird . Das einzige Merkmal, das der 
Sachverständige in der Verhandlung vom 29. Februar 2016 auf Nachfrage benannt 
hat, ist die Tatsache, dass es sich jeweils um Kindertageseinrichtungen handelte, die 
zu einem großen Träger gehören. Andere Faktoren bleiben unklar. Dies schließt 
auch den Aspekt der Region ein. Im Gutachten wird angegeben, dass es sich um 
Träger aus nördlichen Bundesländern handelt. Eine Konkretisierung dieser Angabe 
auf einzelne Bundesländer ist in der Verhandlung vom 29. Februar 2016 auf die 
Nachfrage seitens der Schiedsstelle durch den Sachverständigen abgelehnt worden. 
Es besteht jedoch auch zwischen nördlichen Bundesländern in vielen Punkten Hete­
rogenität. Warum gerade dieses Kriterium als entscheidender Maßstab für die Ver­
gleichbarkeit gewählt wurde, erschließt sich vor diesem Hintergrund nicht. Die Ver-
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gleichbarkeit des Trägers, der das "Benchmark 2" ausmacht und für den Zentralver­
waltungskosten in Höhe von 12,38 % der Personalkosten des pädagogischen Perso­
nals ausgewiesen werden, erscheint zudem zweifelhaft, da es sich laut Erklärung des 
Sachverständigen in der Schiedsstellenverhandlung um einen Träger mit außerge­
wöhnlich wenig Personal handelt und gerade dieser Faktor die Höhe der an die Per­
sonalkosten des pädagogischen Personals geknüpften Pauschale erheblich beein­
flusst. 
Eine Prüfung der Wirtschaftlichkeit der bei der Antragstellerin entstehenden Zentral­
verwaltungskosten in ihren jeweiligen Einzelpositionen, die anstelle eines Vergleichs 
mit anderen Trägern theoretisch möglich gewesen wäre und Aussagen zur Ange­
messenheit hätte erbringen können, ist ebenfalls nicht erfolgt. 
Im Ergebnis sagt das Gutachten aus, dass die Ist-Verwaltungskosten der Antragstel­
lerin im Mittelfeld der Ist-Kostenzweierweiterer Träger liegen. Eine Empfehlung über 
die Höhe einer angemessenen Verwaltungskostenpauschale wird damit nicht nach­
vollziehbar gegeben. 

Selbst wenn die Antragsgegnerin die von der Antragstellerin geltend gemachten 
Zentralverwaltungskosten nicht hinreichend substantiiert bzw. nicht rechtzeitig bestrit­
ten haben sollte, wäre eine Beweislastentscheidung jedenfalls in einem Bereich, in 
dem Dritte - nämlich die Eltern der in der Einrichtung betreuten Kinder - einen gro­
ßen Teil der Last einer solchen Entscheidung zu tragen hätten, nur eingeschränkt 
möglich (so auch für das SGB XI im Hinblick auf die Heimbewohner BSG, Urteil vom 
29. Januar 2009- B 3 P 7/08 R Rz. 41). 

Maßgeblich ist letztlich, ob die geltend gemachten Zentralverwaltungskosten der An­
tragstellerin den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit entsprechen. 
Dies sieht die Schiedsstelle nur teilweise als gegeben an. 
Das Merkmal der Wirtschaftlichkeit bedeutet, dass die zu erbringende Leistung mit 
dem geringsten Mitteleinsatz bzw. mit dem vorhandenen Mitteleinsatz möglichst op­
timal erreicht werden muss (Münder in: Münder/Meysen/Trenczek Frankfurter Kom­
mentar zum SGB VIII 2013 § 78b Rz. 14). Zudem ist das Gebot der Sparsamkeit ein­
zuhalten, das bereits aus§ 78b Abs. 2 SGB VIII folgt. Dieses Kriterium soll die Aner­
kennung unnötiger Kosten verhindern und zwingt dazu, unter geeigneten Mitteln eine 
Auswahl nach dem Gesichtspunkt der Kostengünstigkeit vorzunehmen (Wies­
ner/Wiesner SGB VIII 2015 § 78b Rz. 23). Die Selbstkosten des Leistungserbringers 
sind somit nur insoweit als Untergrenze des zu vereinbarenden Entgelts anzusetzen, 
als sie den Geboten der Leistungsfähigkeit, Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit ent­
sprechen (Gottlieb in LPK-SGB VIII 2016 § 78c Rz. 10; vgl. BVerwG 1.12.1998-5 C 
29 29.97). Beurteilungsmaßstab für die Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit ist dabei 
primär die jeweilige Einrichtung in Bezug auf das Verhältnis zwischen Konzeption 
und Kostenstruktur. Diesbezüglich hat der Kostenträger das Recht, die Wirtschafts­
führung auf Einsparmöglichkeiten zu prüfen und gegebenenfalls Ausgabenposten zu 
beanstanden, die offensichtlich vermeidbar sind (VG Greifswald, Beschluss vom 27. 
September 2011 - 2 B 857/11 Rz. 42). 
Die Schiedsstelle sieht sich nicht in der Lage, die Positionen, die im Ergebnis zu den 
geltend gemachten Zentralverwaltungskosten in Höhe von 11,07 % der Personalkos­
ten des pädagogischen Personals führen, im Einzelnen auf ihre Wirtschaftlichkeit zu 
überprüfen. Dies würde umfangreiche Abwägungen etwa hinsichtlich des eingesetz­
ten Personals (insbesondere Anzahl, Qualifikation und Vergütung) sowie beispiels­
weise der Kosten für die genutzten Räumlichkeiten und weiterer Sachkosten voraus­
setzen. 
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Zweifel an der Wirtschaftlichkeit der geltend gemachten Kosten können sich aller­
dings bereits anhand der Tatsache ergeben, dass der daraus resultierende Wert von 
11,07% der Personalkosten des pädagogischen Personals mehr als doppelt so hoch 
ist als der in den Vereinbarungen im Zuständigkeitsbereich der Antragsgegnerin na­
hezu ausschließlich berücksichtigte Wert von 5 % der betreffenden Personalkosten. 
Andererseits folgt aus dem Umstand, dass der Wert von 5 % sich in nahezu allen 
Vereinbarungen findet, nicht die automatische Erkenntnis, dass es sich hierbei um 
einen generell angemessenen Wert handelt, der die Obergrenze von wirtschaftlichen 
und sparsamen Zentralverwaltungskosten markiert. Dies folgt bereits daraus, dass 
die Antragsgegnerin jedenfalls über viele Jahre hinweg gar nicht bereit war, über die­
sen Wert zu verhandeln. Es erscheint unter diesem Aspekt als fraglich, ob daraus, 
dass nahezu alle Träger diesen Wert akzeptiert haben, zu folgern ist, dass er auch in 
jedem Fall ausreichend ist, um die tatsächlich bei wirtschaftlicher Betriebsführung 
entstehenden Kosten abzudecken. Eine derartige Annahme erscheint auch anhand 
der Erfahrungen der Mitglieder der Schiedsstelle nicht als gerechtfertigt. 

Als geeignete Bemessungsgrundlage für einen Prozentsatz zur Ermittlung der Zen­
tralverwaltungskasten betrachtet die Schiedsstelle die gesamten Personalkosten der 
Einrichtung. Die Parteien sind sich darüber einig, dass Personalkosten einen geeig­
neten Anknüpfungspunkt darstellen. Offenbar resultiert dieser Gedanke daraus, dass 
Verwaltungstätigkeiten, die das Personal betreffen, die Höhe der Zentralverwaltungs­
kasten maßgeblich beeinflussen . Unter diesem Aspekt setzt die Schiedsstelle die 
gesamten Personalkosten der Einrichtung als Grundlage an, da auch durch Verwal­
tungstätigkeiten in Bezug auf Personal, das nicht im pädagogischen Bereich tätig ist, 
Kosten anfallen. 
Hinsichtlich der Höhe erachtet die Schiedsstelle einen Wert von 6,3 % der gesamten 
Personalkosten der Einrichtung als geeignet, um einen angemessenen Ausgleich der 
widerstreitenden Interessen herbeizuführen. Dieser Wert trägt dem Umstand Rech­
nung, dass einerseits in den Vereinbarungen im Zuständigkeitsbereich der Antrags­
gegnerin ganz überwiegend ein Wert von 5 % der Personalkosten des pädagogi­
schen Personals Berücksichtigung findet, dass andererseits jedoch dieser Wert einer 
individuellen Verhandlung mit den Einrichtungsträgern gar nicht zugänglich war. Die 
Antragstellerin hat nachgewiesen, dass für ihre Einrichtung jedenfalls deutlich höhere 
Zentralverwaltungskosten entstehen. Diese sind aus Sicht der Schiedsstelle nicht in 
vollem Umfang als unwirtschaftlich zu betrachten, soweit sie 5 % der Personalkosten 
des pädagogischen Personals übersteigen. 

Die Laufzeit der Vereinbarung kann nach§ 78g Abs. 3 Satz 3 SGB VIII maximal auf 
den Tag der Antragstellung bei der Schiedsstelle zurückwirken. ln der mündlichen 
Verhandlung vom 20. Mai 2016 wurde eine Laufzeit vom 01. September 2012 bis 
zum 31. August 2013 verkündet statt der in dieser Entscheidung festgesetzten Lauf­
zeit vom 08. Oktober 2012 bis zum 31. August 2013. Dieser Unterschied beruht da­
rauf, dass zwar sowohl die in der Verhandlung anwesenden Parteien als auch die 
Mitglieder der Schiedsstelle darüber einig waren, dass der Beginn der Laufzeit nicht 
vor Eingang des Schiedsstellenantrags eintreten sollte, dass aber durch eine Ver­
wechselung von Daten dabei fälschlicherweise auf den 01. September 2012 abge­
stellt wurde. Mit Beschluss vom 24. März 2017 hat die Schiedsstelle diesen Fehler 
korrigiert. 
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Die Gebühr des Verfahrens ist gemäß§ 14 Abs. 3 der SchiedsLVO- SGB VIII ver­
hältnismäßig zu teilen, da beide Parteien teilweise obsiegen. Es erscheint angemes­
sen, die Gebühr des Verfahrens gleichmäßig zwischen den Parteien aufzuteilen. 

Die sofortige Vollziehung der Entscheidung wird auf der Grundlage von § 80 Abs. 2 
Nr. 4 VwGO angeordnet. Bei der Entscheidung der Schiedsstelle handelt es sich um 
einen Verwaltungsakt, gegen den die Anfechtungsklage zulässig ist (überwiegende 
Ansicht, so BVerwG 28.2.2002 - 5 C 25/01, NVwZ-RR 2003, 41; VG Arnsberg 
28.12.2009- 11 K 3688/08; VG Greifswald 27.09.2011 - 2 B 857/11 Rz. 26; Wies­
ner/Wiesner SGB VIII 2015 § 78g Rz. 2; kritisch: Gottlieb in LPK-SGB VIII 2016 
§ 78g Rz. 18 f.; Münder in: Münder/Meysen/Trenczek Frankfurter Kommentar zum 
SGB VIII 2013 § 78g Rz. 7 ff.). 
Nach § 80 Abs. 1 VwGO haben Widerspruch und Anfechtungsklage aufschiebende 
Wirkung, sofern keine der Fallgruppen des§ 80 Abs. 2 VwGO gegeben ist. Im vorlie­
genden Fall war die sofortige Vollziehung nach§ 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO anzuordnen, 
da diese im überwiegenden Interesse der Antragstellerin liegt. Im Falle einer Klage 
gegen die Entscheidung drohten aufgrund der langen Dauer des Verfahrens rückwir­
kende Ansprüche auf Elternbeiträge zu verjähren sofern der Klage aufschiebende 
Wirkung zukäme. Demgegenüber droht der Antragsgegneri'n und auch den Eltern 
kein Rechtsverlust durch die Anordnung der sofortigen Vollziehung. Sollte die Ent­
scheidung durch das Verwaltungsgericht ganz oder teilweise aufgehoben werden, 
hat die Antragstellerin die Gelder zurückzuzahlen, soweit deren Rechtsgrundlage 
durch die gerichtliche Entscheidung wegfällt. Die Schiedsstelle sieht keinen Anlass, 
daran zu zweifeln, dass die Antragstellerin hierzu ggf. in der Lage wäre. 

Rechtsmittelbelehrung: 

Gegen die vorliegende Entscheidung der Schiedsstelle ist der Rechtsweg zu den 
Verwaltungsgerichten gegeben, ohne dass es der vorherigen Durchführung eines 
Vorverfahrens bedarf, § 78g Abs. 2 Satz 2, 4 SGB VIII. Die Klage ist schriftlich oder 
zur Niederschrift beim  

, innerhalb eines Monats nach Zustellung dieses Beschlusses zu 
erheben. Die Klage richtet sich gegen eine der beiden Vertragsparteien, nicht gegen 
die Schiedsstelle, § 78g Abs. 2 Satz 3, SGB VIII. 

Rostock, 30.03.2017 

Britta Tammen 
Vorsitzende der Schiedsstelle 
nach§ 78g SGB VIII M-V 
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